
The role of the state and of public policy

has already been questioned for a long

time. Spatial planning was once a core

business of public authorities. But that has

changed and notions like regional, territo-

rial, and spatial development policies are

now more frequently used. Thus, the ques-

tion arises: does this semantic shift only 

reflect a new fashion soon to be replaced

by another buzz word or does it instead

represent a more profound change in the

underlying structural forces of socio-eco-

nomic development of territories? The arti-

cle argues that there are at least three rea-

sons that require a renewed attitude toward

public policies addressing the development

of territories, regions, and spaces. First, the

spatial reach of local activities that impact

upon space clearly has expanded. Sec-

ondly, a changed role for the state has cre-

ated a number of new and relevant actors

that impact upon territories that have

emerged. Third, a more encompassing un-

derstanding and perception of “space,” as

a production factor of socio-economic real-

ity, is applied. In fact, these basic trends

call for a “systemic” approach from territo-

rial development policy.

1. Begriffe zur räumlichen 
Entwicklung sind im Wandel

Die Rolle des Staates und der öffentli-
chen Politik wird seit langem diskutiert.
Aktualität erhält die Debatte durch die
Liberalisierung des Angebotes öffentli-
cher Dienstleistungen, in der Schweiz
unter dem Begriff «Service Public» be-
kannt (Thierstein, Abegg, 2001; Frey,
2000). Das Verständnis der öffentlichen
Hand wandelt sich vom Versorgungs-
zum Gewährleistungsstaat. In diesem
Kontext ist auch die ordnende Rolle der
öffentlichen Hand bei der räumlichen
Entwicklung unter Druck geraten, und
ein neues Verständnis beginnt sich ab-
zuzeichnen. Dies verdeutlichen fol-
gende semantischen Verschiebungen:
• Der Ministerrat der Europäischen

Union nimmt 1999 das Europäische
Raumentwicklungskonzept (EUREK) zur
Kenntnis.
• Die OECD hat ihr «Regional Policy
Committee» in «Territorial Development
Policy Committee» umbenannt.
• Der Schweizer Bundesrat verabschie-
det 1996 seine Zielvorstellung «Grund-
züge der Raumordnung Schweiz».
• Das Schweizer Bundesamt für Raum-
planung wechselt 2000 zum Departe-
ment Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation (UVEK); der Begriff
Raumplanung wird in der Amtsbezeich-
nung durch «Raumentwicklung» ersetzt.
• Der Lehrstuhl für Raumplanung am
ORL-Institut der ETH Zürich wurde in den
90er-Jahren in «Raumordnung» umge-
widmet.

Die Frage ist daher nahe liegend: wo-
mit hat diese Wende der Begriffe zu
tun? Ist sie Ausdruck einer Modeerschei-
nung der politischen Korrektheit, die
versucht, den staatsinterventionistisch
angehauchten Begriff der Raumplanung
durch einen weniger belasteten und
nach Aufbruch klingenden Begriff wie
«Raumentwicklung» zu ersetzen? Oder
ist dieser Begriffswandel vielmehr Ab-
bild des strukturell veränderten Spielfel-
des von Akteuren, welche die räumliche
Entwicklung gestalten?

2. Gründe für die Veränderung 
der Begriffe
Aus der Vielfalt der disziplinär bestimm-
ten Antworten auf die eingangs gestellte
Frage stechen drei allgemeine Erklärun-
gen heraus.

2.1 Grössere Reichweite 
und «Glokalität»
Erstens hat sich die räumliche Reich-
weite von Sachproblemen oder «Synd-
romen» deutlich ausgeweitet. Die räum-
liche Dynamik lässt sich durch den syn-
thetischen Begriff der «Glokalität»  fas-
sen. «Glokalität» kann als eine auf allen
räumlichen Massstabsebenen erlebbare
Entwicklungsdynamik verstanden wer-
den: im Wechselspiel der globalen Wirt-
schaftskräfte werden für die Leistungser-
stellung und -verwertung ökonomische,
naturräumliche, kulturelle und symboli-
sche Produktionsressourcen in wechseln-

der Kombination lokal und regional mo-
bilisiert und durch intelligente Gestal-
tung und Planung produktiv in Wert ge-
setzt. So können etwa internationale
Vereinbarungen und Organisationen
über das Verhalten von Unternehmen
massgeblichen Einfluss auf räumliche
Entwicklung nehmen. Ein aktuelles Bei-
spiel sind die globalen Regulations-
bemühungen der Finanzmärkte:
• Die Bank für internationalen Zah-
lungsausgleich BIZ in Basel nimmt Ein-
fluss auf das Geschäftsgebaren vor Ort,
indem sie den Geschäftsbanken die
Höhe der Unterlegung mit Eigenmitteln
und die Art der Rechnungslegung vor-
schreibt.
• Im Schosse der BIZ versucht das «Fi-
nancial Stability Forum», bestehend aus
den Finanzministern und Notenbank-
chefs der G7-Staaten, Einfluss auf die
stabile Entwicklung von Volkswirtschaf-
ten zu nehmen.
• Die der OECD nahe stehende «Fi-
nancial Action Task Force» prüft die
Transparenz und Seriosität internationa-
ler Finanzplätze und «ahndet» fiskalpo-
litisch unlautere Standortpolitik mit ei-
nem Platz auf ihrer «schwarzen Liste»;
ähnliche Ziele verfolgt die OECD-Ar-
beitsgruppe «Fairer Steuerwettbewerb».

2.2 Veränderte Rolle des Staates
Ein zweiter Grund für den Begriffswan-
del von Raumplanung zu Raumord-
nungs- und zu Raumentwicklungspolitik
ist die veränderte Rolle des Staates so-
wie die gestiegene Vielfalt der raumre-
levanten Akteure. Liberalisierung, Dere-
gulierung und «New Public Manage-
ment» haben dafür gesorgt, dass sich
der Charakter des staatlichen Handelns
vom Versorgungs- zum Gewährleis-
tungsstaat wandelt (Schedler, Proeller,
2000). Der Staat ist nicht mehr selber
Leistungserbringer in allen Lebenslagen,
sondern reguliert vielmehr die bedürf-
nisgerechte Bereitstellung der Leistun-
gen des freien Marktes. Vor diesem Hin-
tergrund liegt die Antwort auf die pole-
mische Frage «Ist ‹Raumplanung› oder
generell öffentliche Politik noch nötig
angesichts einer globalisierten Umge-
bung und dem schwindenden Einfluss
des Nationalstaates?» auf der Hand. Ja,
es braucht einen leistungsstarken Staat,
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der fachlich und finanziell in der Lage
ist, als wichtiger Anbieter für eine wett-
bewerbsfähige Rahmenordnung auf 
liberalisierten Märkten aufzutreten. Dies
gilt auch für eine Raumordnungspolitik,
die zum Beispiel eine kompetitive und
leistungsgerechte Agglomerationsent-
wicklung ermöglicht.

2.3 Verändertes Verständnis 
von «Raum» 
Das veränderte Verständnis von «Raum»
schliesslich stellt den dritten Grund dar.
Ein Blick auf allgemeine Veränderungen
der Gesellschaft hilft mit zu verstehen,
wie sich das Selbstverständnis der
Raumordnung verändert hat. Der Sozio-
loge Samuel N. Eisenstadt führt vier
Spannungen und Widersprüche inner-
halb des kulturellen Programmes der
Moderne auf (Eisenstadt, 2000, 27 ff.):
• Erstens standen sich totalisierende
versus pluralistische Konzeptionen ge-
genüber. Die eine Sicht erkennt die Ei-
genständigkeit verschiedener Werte
und Rationalitäten an, die andere führt
sie in totalistischer Weise zusammen.
• Zweitens entwickelten sich Spannun-
gen zwischen Reflexion und Forschung
sowie aktiver Gestaltung von Natur und
Gesellschaft. Soll man sich zur Natur,
zum menschlichen Handeln und zur Ge-
sellschaft forschend und reflektierend
oder gestaltend und technokratisch ver-
halten? Dies geht einher mit einer radi-
kalen Trennung von Subjekt und Objekt
sowie von Mensch und Natur.
• Drittens ergaben sich unterschiedli-
che Bewertungen von Gefühl und Ver-
nunft. Mit der emotionalen Dimension
der menschlichen Existenz wurde oft die
ästhetische verbunden oder identifiziert.
Dies scheint bis heute fortzuwirken in
der schwierigen Zusammenarbeit zwi-
schen Ingenieuren und Architekten in
Fragen der räumlichen Entwicklung: Ers-
tere sind dem analytisch-deduktiven,
Letztere dem gestalterisch-induktiven
Blick auf die Welt verpflichtet.
• Quer zu den drei bisher genannten
Spannungen und Widersprüchen ent-
wickelte sich nach Eisenstadt eine dau-
ernde Spannung zwischen Kontrolle
und Autonomie, zwischen Disziplin und
Freiheit.

Es sind besonders die zweite und die
dritte Spannung, die für das Verständnis
der Aufgaben und der Zugangsweisen
von Raumordnung als wissenschaftli-
chem Tätigkeitsfeld grosse Bedeutung
besitzen. Dazu zählt im Besonderen das
Raumverständnis, denn das explizite
oder implizite Raumverständnis ent-
scheidet, welche Strategieoptionen von
der öffentlichen Hand und den privaten
Akteuren verfolgt werden.

Die Unterscheidung von drei Kom-
plexitätsebenen des Raumes (Boesch,
1989) hilft, den eingangs angesproche-
nen Begriffswandel besser zu verstehen:
• Distanz ist die erste Dimension, die
den Raum definiert. Der Raum wird da-
bei als simpler «Behälter» ohne weitere
Qualitäten oder bildlich gesprochen als
«Bühnenboden» betrachtet. Messgrösse
ist etwa die Entfernung zwischen A und
B in Kilometern oder der Grad der de-
zentralen Konzentration eines Gebietes.
• Funktionalität tritt als zweite Dimen-
sion hinzu. Die Ausstattung oder der In-
halt des Behälters «Raum» steht damit
im Vordergrund. Mit anderen Worten re-
präsentiert Funktionalität die Requisiten
auf der Bühne des Distanz-Raumes. Bei-
spiele dafür sind die in einem Gebiet
vorhandenen Naturressourcen oder Inf-
rastrukturen.
• Prozesse oder die Veränderung über
die Zeit bildet die dritte Dimension des
Raumes. Damit ist die soziale Interak-
tion gemeint, die der Bühne und den Re-
quisiten eines Theaterstückes erst Leben
und Sinn einhauchen. Beispiel dafür ist
ein regionales Produktionssystem, das
verstanden werden kann als Ergebnis
von beteiligten Akteuren, einer zu Grun-
de liegenden Technikkultur, einer Inter-
aktionslogik zwischen den Akteuren 
sowie eines erkennbaren Lernprozesses
(Maillat, 1998).

2.4 Wahrnehmungsräume als 
vierte Raumdimension
Raumentwicklungspolitik operiert immer
häufiger mit Bildern und Vorstellungen
über eine attraktive, kompetitive Region
mit hoher Lebensqualität. Diese neuen
Wahrnehmungs- und Identitätsräume
(Brunn, 1996) sind bisweilen sogar phy-
sisch diskontinuierlich ausgelegt. Die
beteiligten Gebietskörperschaften bil-

den also keine zusammenhängende Re-
gion, sondern gruppieren sich aus ge-
meinsamen Interessen um eine iden-
titätsstiftende Entwicklungsvorstellung
herum. Während historisch gewach-
sene Regionen gleichsam eine Art
«Blutsverwandtschaft» verbindet (Spra-
che, Religion, Gebräuche, Technikkul-
tur, Wirtschaftsstruktur etc.), gleichen
Wahrnehmungsregionen vielmehr der
«Wahlverwandtschaft», wie sie aus in-
terpersonalen Beziehungen bekannt ist.
Diese neuen Wahrnehmungsregionen
werden in der Regel gemeinsam von öf-
fentlicher Hand und privaten Akteuren
konzipiert und finanziert. Der Soziologe
Eisenstadt liefert indirekt folgende Inter-
pretation für diese wachsende Rolle von
Wahrnehmungsräumen: Programme,
Organisationen und Führer gewännen
ihre Anhänger nicht nur – wie viele Poli-
tologen (in der Theorie der «Rational
Choice») und Ökonomen («Public
Choice») annehmen – durch die Bünde-
lung von Interessen. Es gelänge viel-
mehr, die Anhänger um Symbole ihrer
politischen, sozialen, ethnischen oder
Geschlechtszugehörigkeit herum zu
scharen und damit auch ihre Vorstellung
vom Gemeinwohl und von der guten
Gesellschaft zu verbinden (Eisenstadt,
2000, 35 f.).

Ein Beispiel für diese Entwicklung ist
die «Greater Zurich Area» und «The Zu-
rich Network» [1]. «The Zurich Network»
ist die Marketing Organisation des Wirt-
schaftsraumes «Greater Zurich Area»
(GZA). In der Überzeugung, dass die ef-
fiziente und erfolgreiche Promotion des
Wirtschaftsraumes nur durch eine aktive
Partnerschaft – Public Private Partnership
– erfolgen kann, haben die öffentliche
Hand und die Exponenten der Wirtschaft
die Stiftung «Greater Zurich Area Stand-
ortmarketing» gegründet. Die GZA um-
fasst alle Regionen, die vom Flughafen
Zürich-Kloten in rund 60 Minuten erreicht
werden können und daher von der Nähe
des grössten internationalen Flughafens
der Schweiz und der Ausstrahlung des
schweizerischen Wirtschaftzentrums
Zürich profitieren können. Nach eigenen
Aussagen will die GZA durch die An-
siedlung von innovativen und wertschöp-
fungsorientierten Unternehmungen den
Wirtschaftsraum Zürich nachhaltig stär-
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ken und so die Wettbewerbsfähigkeit des
Gebietes weiter erhöhen. Die GZA
schafft also ein diskontinuierliches Territo-
rium, das symbolisch aufgeladen wird.
Der internationale Standortwettbewerb
ist dieses Symbol, die internationale
Wettbewerbsfähigkeit das (fast sakrale)
Ziel. In der Sprache der oben beschrie-
benen drei Dimensionen des Raumes be-
steht damit ein Unterschied zwischen ei-
nem diskontinuierlichen Raum, zum Bei-
spiel der GZA, der von bestimmenden,
auch symbolischen Beziehungen profi-
tiert, und einer durch Güter- und
Dienstleistungsbeziehungen definierten
Region [2]. Die Wirtschaftsregion ist da-
mit nur eine Teilmenge des Wahrneh-
mungsraumes.

Wichtige Akteure innerhalb dieser
Wahrnehmungsräume sind häufig mitt-
lere und grössere Wirtschaftsunterneh-
men. Sie sind international tätig, medial
exponiert, was sie durch sinnstiftende
Symbole zum Ausdruck bringen. Ein
Beispiel dafür ist das Pharmaunterneh-
men Roche mit seinem neuen Pharma-
Forschungsgebäude in Basel, das ge-
baut wurde von den international re-
nommierten Architekten Jacques Herzog
und Pierre de Meuron. «Mit dem Bau
(...) haben wir augenfällig unsere Tradi-
tion von Qualität und Sachlichkeit im In-
dustriebau weitergeführt. Andererseits
haben wir optimale Voraussetzungen für
eine bedeutend höhere Effizienz (...) ge-
schaffen.» (Altwegg, 2001, 164). Diese
Kombination von Nützlichkeit und sym-
bolischer Funktion liegt im Trend, be-
kannte Architekten zu beauftragen, die
Geschäftsstrategie manifest mit einer
«Landmarke» zu stützen sowie medial
zu potenzieren. Man könnte salopp von
einer «Heronisierung» [3] des Image in-
ternationaler Unternehmen sprechen. 

Zusammengefasst lässt sich festhalten,
dass sozial konstruierte Räume immer
prägender und wichtiger werden.
Gleichzeitig behält der Nationalstaat
seine Rolle als Produzent von Rechtssi-
cherheit und innovationsfördernden
Rahmenbedingungen bei. Nicht der Ver-
lust der Handlungskraft des National-
staates ist zu beobachten, sondern viel-
mehr der rasche Umbau vom Versor-
gungsstaat zum Gewährleistungsstaat.
Um dies zu verstehen, hilft ein Blick auf

den Prozess zur europäischen Mo-
derne, der zeitlich zuerst geprägt ist
durch die Entwicklung des modernen
Territorialstaates. Diese neue politische
Sphäre wurde als «autonome, sogar als
ontologische Einheit mit klaren territoria-
len und symbolischen Grenzen aufge-
fasst» (Eisenstadt, 2000, 41). Nach Ei-
senstadt ist die europäische Moderne
durch Pluralismus geprägt, was unter
anderem die Herausbildung (vom Staat)
relativ autonomer politischer Arenen be-
deutete. Damit steht vermutlich der
Trend zur Regionalisierung und zur He-
rausbildung neuer Wahrnehmungs-
räume nicht in einem substitutiven, son-
dern über längere Zeit eher in einem
komplementären Verhältnis. Dies ver-
deutlicht auch eine neue Studie zu den
zwei komplementären Sichten auf die-
selbe wirtschaftsräumliche «Realität».
Taylor untersucht den räumlichen Bezug
der Sachthemen des Wirtschaftsmaga-
zins «The Economist» (Taylor, 2001).
Dabei stellt er fest, dass die Berichter-
stattung territorial gesehen auf sechs
grosse politische Räume ausgerichtet ist.
Diese Logik des «20. Jahrhunderts»
nennt der Autor «Spaces of places» –
also grossräumige Standorte – und
meint damit nationalstaatliche Territo-
rien oder hoheitlich abgegrenzte Teilein-
heiten. Diesen Bestandesgrössen stellt er
Flussgrössen oder «Spaces of flows» ge-
genüber; die im «Economist» werben-
den Unternehmen argumentieren im Ge-
gensatz zur Sachberichterstattung nicht
territorial, sondern in Netzwerkbezügen
und internationalen Räumen der Leis-
tungserstellung.

2.5 Politik für den Raum bleibt aktuell
Aus den bisherigen Ausführungen ist
deutlich geworden, dass Raumplanung
und räumliche Politik nicht überflüssig
geworden sind. Hingegen wandelt sich
ihr Charakter. Das Ziel, das Grundanlie-
gen hat sich nicht verändert, sondern
geniesst hohe Aktualität: Politik der Er-
haltung und Gestaltung des Lebensrau-
mes. Der Lebens- und Wirtschaftsraum
muss im oben erläuterten Sinne mehrdi-
mensional verstanden werden als «Le-
bensraum», der vom «natürlichen Le-
bensraum für Menschen, Tiere und
Pflanzen ausgehend alles einschliesst,

was mit diesem Leben in seinen unter-
schiedlichsten Ausformungen im Ver-
laufe der Zeiten zu tun hat» (Lendi,
1998, 20). Raumplanung ist nach Lendi
immer auch «politische Raumplanung»,
oder: «die Raumplanung lebt mit und
von der raumbezogenen Politik, der
Raumordnungspolitik» (Lendi, 1998,
117). Angesichts des bereits beschrie-
benen gewandelten Charakters der öf-
fentlichen Politik sowie der Durchdrin-
gung von öffentlichem und privatem
Handeln ist es richtig und sinnvoll, ne-
ben Raumplanung und Raumordnung
und ihrer Politik auch von Raumentwick-
lung und Raumentwicklungspolitik zu
sprechen. In der Schweiz bedeutet dies
angesichts des föderalistischen Staats-
aufbaus und Selbstverständnisses immer
auch: eine intelligente Balance in der 
räumlichen Entwicklung zu halten zwi-
schen dem Wettbewerbsprinzip und
dem Erhalt  der räumlichen Kohäsion
des Landes.

3. Trends und Treiber 
der Raumentwicklung
Welche Trends treiben die räumliche
Entwicklung? Ein Blick auf die interna-
tionale Fachdiskussion zeigt eine Viel-
falt von Antworten, die sich aber in ei-
nem ausgeweiteten Verständnis des
Raums treffen. Wichtige Trendlinien
werden unter anderem diskutiert von
der OECD (OECD, 2001), der Akade-
mie für Raumforschung und Landespla-
nung (ARL, 2000), der EU (Europäische
Union, 1999) oder weiteren Autoren
(Storper, 1997; Gnest et al., 2000).
Aus diesen aktuellen Quellen lassen sich
vier grosse Themenfelder oder Syn-
drome nennen, die hier im Überblick
dargestellt werden.

3.1 Die Stadt und ihre Dynamik
Die städtisch-urbane Entwicklung ist
auch für die öffentliche Hand ein ernst-
haftes Thema geworden. Die städtische
Dynamik präsentiert sich auf unter-
schiedlichen Massstabsebenen wie der
Agglomeration, der Stadtregion, der eu-
ropäischen Metropolregion oder der
grenzüberschreitenden Agglomeration.
Stadtentwicklung neu zu denken
braucht inhaltliche und formale Anstren-
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gungen. Dem unkontrollierten und aus-
ufernden Prozess der Stadtentwicklung
wird einerseits die Vision der «Sustaina-
ble City» (Camagni et al., 1998; New-
man, Kenworthy, 1999) als neuem Pa-
radigma entgegengesetzt. Anderseits
sind neue Planungsverfahren zu erpro-
ben, die den verkürzten Innovations-
rhythmen der privaten Akteure und dem
Wunsch nach flexiblen Nutzungen ent-
gegenkommen [4].

Entscheidend dabei ist es, die raum-
prägende Kraft privater Akteure ins Kal-
kül zu ziehen. Dazu gehört die Gestal-
tungskraft börsennotierter Immobilienge-
sellschaften. Der Strukturwandel führt 
Industrieflächen an zentralen Standor-
ten neuen Nutzungsmöglichkeiten zu.
Grosse Immobiliengesellschaften ver-
wandeln einen vormals individuellen
und immobilen Standort bzw. Produkti-
onsfaktor in ein mobiles Gut, das über
die Börse den Investoren zugänglich ge-
macht wird. Diese Homogenisierung ei-
nes heterogenen Gutes wird möglich ge-
macht durch die Bildung von Portfolios
ähnlich gearteter Immobilien. Der Wert
dieser Immobilienportfolios wird be-
stimmt durch die erwartete Rendite der
spezifischen Nutzung an einer bestimm-
ten Lage. Die Immobiliengesellschaften
versuchen über eine Notierung an der
Börse ihre Eigenkapitalbasis zu vergrös-
sern, um damit wiederum ihr Immobili-
enportfolio auszuweiten. Dies hat zur
Folge, dass die Börse – bzw. anonyme
Investoren – via Aktienkurs «Druck» auf
Immobiliengesellschaften ausüben, da-
mit diese ihre Portfoliostrategie auf die
renditeträchtigsten – und damit häufig
kurzfristigen Nutzungsformen – ausrich-
ten. Damit wird tendenziell die unmittel-
bare Verbindung des Immobilienei-
gentümers mit dem Grundstück gelöst.
Stadtplanerische Vorstellungen, die am
Gesamtwohl orientiert sein sollten, wer-
den dadurch eher schwieriger realisier-
bar.

Ein aktuelles Beispiel aus der Schweiz
ist die jüngst geplatzte Fusion der ehe-
mals grössten Schweizer Brauerei Feld-
schlösschen-Hürlimann-Holding (FHH)
bzw. ihrer «Real Estate Group» mit
«Swiss Prime Site» (SPS), einer gros-
sen schweizerischen Immobiliengesell-
schaft. Gescheitert ist diese Fusion, weil

ein Teil der FHH-Aktionäre sich einen
höheren Ertrag des Immobilienportfolios
verspricht. Der vorgesehene Fusions-
partner SPS bot offenbar einen zu ge-
ringen Preis für den Immobilienbestand;
diesen Mehrertrag erhoffen sich die Ak-
tionäre der FHH nun von einem starken
in- oder ausländischen Immobilieninves-
tor. Diese Sichtweise hat beträchtliche
Auswirkungen auf die Raumentwick-
lung. Die Orientierung der FHH-Ak-
tionäre am höchstmöglichen Aktienwert
– dem «Shareholder-Value» – wird enor-
men Druck auf die Nutzungsarten der
ehemaligen Brauereiareale von FHH
ausüben, die allesamt an zentralen 
Lagen in Grossagglomerationen der
Schweiz liegen [5]. Damit werden unter
Umständen kurzfristige Interessen der
Renditemaximierung sowohl vor die ei-
genen, längerfristigen ökonomischen In-
teressen – Glättung der Ertragsvolatilität
– als auch vor jene einer ausgewogenen
Stadtteilentwicklung gesetzt – wie Nut-
zungsdurchmischung und Lebensqua-
lität. Die Anonymisierung der Verfü-
gungsmacht von Grundeigentum hat
weit reichende Konsequenzen für die
Gestaltungsmöglichkeit von Standorten
und bedingt neue Verhaltens- und Ver-
handlungsformen für die öffentliche
Hand (vgl. etwa Reuter, 2001).

3.2 Die Komplementärräume
In der Schweiz sind rund zwei Drittel
der Bevölkerung und über siebzig Pro-
zent der Arbeitsplätze in städtischen
Gebieten konzentriert. Die Städte sind
zentrale Motoren des technologischen
Innovationsprozesses. Dennoch darf der
«Rest» des Landes nicht ausser Acht ge-
lassen werden. Als kleine, offene Volks-
wirtschaft, die sich mehrheitlich auf den
Export von hochwertigen Gütern und
Dienstleistungen konzentriert, besitzt 
die Schweiz einen grossen «grauen» –
das heisst ausgelagerten – Restraum,
nämlich die Wirtschaftsräume unserer
hauptsächlichen Importländer. Deutsch-
land und die übrigen EU-Mitgliedstaa-
ten sind gleichsam die wichtigsten Kom-
plementärräume der Schweizer Agglo-
merationen. Doch die Rede ist hier von
den innerschweizerischen Ergänzungs-
räumen. Die Regionen, die ausserhalb
der Agglomerationen liegen, können

nicht mehr als «Hinterland» im klassi-
schen regionalökonomischen Sinne be-
trachtet werden. Die einseitigen Abhän-
gigkeiten müssen zu Gunsten einer Be-
trachtung der wechselseitigen Komple-
mentarität und der Arbeitsteilung ab-
gelöst werden. Die Leistungskraft der
schweizerischen Volkswirtschaft hängt
ab von einem starken Verbundsystem ur-
baner Zentren: die europäische Metro-
polregion Zürich kann als «Standbein»,
die beiden «Spielbeine» Basel und Genf
als kompetente Subzentren betrachtet
werden (Thierstein, Scherer, 2000). Die
Schweiz wird sich viel bewusster als bis-
her zu einem Land der unterschiedlichen
Potenziale und Produktivitäten sowie
der unterschiedlichen Ausstattungsni-
veaus bekennen. Spezifische Zukunfts-
potenziale besitzen periphere Regionen
in Form von «Label-Regionen», zum Bei-
spiel als UNESCO-Biosphärenreservat,
als Weltnaturerbe, als Regional-, Natur-
oder Nationalpark [6]. In einigen peri-
pheren Region werden die Stimmbürger
schliesslich demokratisch befinden, dass
die flächendeckende Versorgung mit öf-
fentlichen Dienstleistungen nicht mehr fi-
nanziert werden soll. Die Konzentration
auf einige Kleinzentren in Tälern wird
zu Entleerungsräumen führen, die sich
selber überlassen bleiben können.

3.3 Die Technologie und die Innovation
Technologie, technologischer Wandel
und Innovation sind treibende Kräfte 
der regionalen und räumlichen Entwick-
lung. Storper bezeichnet «Technologie»
neben «Organisation» und «geogra-
fischen Räumen» als eines von drei
Kernelementen des neuen Paradigmas
regionaler Entwicklung (Storper, 1997,
26 ff.). Die Treiber der technologischen
Entwicklung sind Unternehmen, einge-
bunden in regionale Innovations- und
Produktionssysteme (RIPS). Daher ist es
entscheidend, die mikro- und meso-
ökonomischen Strategien und Verhal-
tensformen der Wirtschaftsakteure zu
verstehen und die entsprechenden Aus-
wirkungen auf die Raumstruktur bzw.
die räumliche Entwicklung zu analysie-
ren. Der Einsatz von neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien (IuK)
führt zu einer veränderten räumlichen
Arbeitsteilung. Auf der einen Seite wer-
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den traditionelle Standortqualitäten
durch den Einsatz von IuK-Technologien
abgewertet und Distanzen daher bedeu-
tungslos. Anderseits werden durch die
Auffächerung und räumliche Auswei-
tung der Geschäftsbeziehungen die per-
sönlichen Kontakte und damit die räum-
liche Nähe umso wichtiger (Gilly, Torre,
2000; Oinas, 2000). Zusammen be-
trachtet führt dies zu veränderten Raum-
Zeit-Strukturen, die jene Regionen be-
vorteilen, die bisher bereits innovativ
und entwicklungsstark waren (Ratti, Bra-
manti, Gordon, 1997). Anderseits bie-
ten diese Veränderungen neuen Regio-
nen – vor allem Meerhafen- und Flugha-
fenregionen (Drewe, Janssen, 2000) –
eine Chance, sich als internationale
Knoten von Logistiknetzwerken zu etab-
lieren.

3.4 Die Steuerung sozio-politischer
Prozesse
Die Bildung von Regionen wird heute
als eine Antwort auf das Unvermögen
bisheriger staatspolitischer Ebenen ver-
standen, die manifesten Probleme zu
bewältigen. Es wird davon ausgegan-
gen, dass Regionen ein spezifisches
Leistungspotenzial und eine – unausge-
schöpfte – Selbststeuerungsfähigkeit be-
sitzen. Die Ausgangslage ist dabei klar:
Der Handlungsraum privater Akteure
reicht heute weit über den Handlungs-
raum der politisch-administrativen Ge-
bietskörperschaften hinaus. Insbeson-
dere in dichter besiedelten Räumen wie
in Mitteleuropa entstehen dadurch eine
Vielzahl von räumlichen Überschwapp-
effekten («Spillovers»). Die Auslöser für
das Entstehen neuer regionaler Institutio-
nen sind vielfältig und können meist nur
aus der spezifischen Ausgangssituation
des konkreten Raumes erklärt und ver-
standen werden. Grundsätzlich lassen
sich aber folgende Beweggründe für re-
gionale Kooperationen und das Entste-
hen neuer räumlicher Institutionen iden-
tifizieren (Thierstein et al., 2000):
• Effizienzsteigerung öffentlicher Insti-
tutionen und Infrastruktureinrichtungen,
wie etwa bei Gemeindezusammen-
schlüssen oder Verkehrsverbünden.
• Abstimmung überörtlicher Siedlungs-
und Infrastrukturplanungen, wie zum
Beispiel die Regionalplanungsgemein-

schaften oder die Zusammenschlüsse
der Fachhochschulen.
• Bessere Positionierung im Wettbe-
werb der Regionen, zu nennen ist etwa
das internationale Standortmarketing
der «Greater Zurich Area».
• Nutzung bereitgestellter finanzieller
und personeller Kapazitäten für über-
regionale Kooperationen, z.B. beim
Schweizer Förderinstrument RegioPlus
oder bei der EU-Gemeinschaftsinitiative
INTERREG.

In den letzten Dutzend Jahren hat sich
aus dieser Situation heraus eine fast ur-
wüchsige, sich überlagernde Vielfalt
von Themenfeldern («Policies»), von Ak-
teuren und von territorialen Problemlö-
sungseinheiten entwickelt. Gesucht wird
daher an allen Orten nach neuen Mo-
dellen, die eine effizientere vertikale
und horizontale Steuerung und Koordi-
nation der Sektoralpolitiken erlauben,
ohne gleichzeitig neue, «harte» Institu-
tionen im Sinne einer Gebietsreform an
die Hand nehmen zu müssen. «Regional
Governance» wird dabei zu einem
schillernden Begriff für eine Debatte, die
erst begonnen hat. Diese Diskussion
stösst nicht nur in stark föderal struktu-
rierten Ländern mit einer korporatisti-
schen Tradition auf Interesse (Schweiz
und Deutschland), sondern gewinnt im
gesamten OECD-Raum auch unter den
Begriffen «Territorial» oder «Metropoli-
tan» Governance grosse Resonanz
(OECD, 2001).

4. Der Fachbereich Raumordnung
des ORL-Instituts als Kompetenz-
zentrum für Raumordnung und
Raumentwicklung
Der vorliegende Beitrag versucht im Fol-
genden, vor dem Hintergrund wichtiger
Trends der Raumentwicklung, die Ar-
beitsschwerpunkte des Fachbereiches
Raumordnung des ORL-Institutes der ETH
Zürich darzustellen. Einzelne Themenfel-
der werden seit mehreren Jahren bear-
beitet, andere wiederum sind im Aufbau
begriffen.

4.1 Infrastrukturen, räumliche
Wirkungen und Standortqualitäten
Grosse Infrastrukturen benötigen für ihre
langfristig erfolgreiche Leistungserbrin-

gung spezifische Standortqualitäten.
Diese Infrastrukturen beeinflusssen mit-
telfristig die bestehende räumliche Nut-
zungsstruktur, was wiederum Standort-
qualitäten verändert. Im Vordergrund
stehen internationale Netzwerkinfra-
strukturen sowie Hochschul-, Technolo-
gie- und Dienstleistungsinfrastrukturen.
Die räumlichen Wirkungen werden über
Ex-ante- und Ex-post-Evaluationen sowie
regionale Inzidenzanalysen erfasst.

Eine laufende Untersuchung illustriert
dieses Forschungsfeld. Universitäten
und Fachhochschulen sind grössere In-
frastruktureinrichtungen, die im Rahmen
der Erfüllung ihres Auftrages eine Reihe
von räumlichen Wirkungen erzielen.
Dazu zählen neben den «klassischen»
Funktionen der Hochschulen wie Bil-
dung und Forschung auch neuere Ziele
wie Wirtschaftskraft (Fischer, Wilhelm,
2001), Imageträger oder Impulsgeber
für Unternehmensgründungen («Start-
ups») durch Absolventen und Mitarbei-
tende der Hochschulen (Thierstein et al.,
2002). Die Universität St.Gallen (HSG)
hat durch die Ausgründung zahlrei-
cher Unternehmensberatungsfirmen da-
zu beigetragen, dass die Region St.Gal-
len früh den Ruf eines «Consulting Val-
ley»  erlangt hatte. Figur 1 zeigt die 
räumliche Verteilung dieser Unterneh-
mungsgründungen.

Aus raumentwicklungspolitischer Pers-
pektive sind die massgeblichen Gründe
für die Standortwahl und die Standort-
treue bzw. den Standortwechsel auf-
schlussreich. Gründer, die ihren Unter-
nehmensstandort seit der Gründung
nicht gewechselt haben, machen dafür
in erster Linie nahezu dieselben (harten
und weichen) Gründe verantwortlich,
die andere Gründer zu einem Standort-
wechsel veranlasst haben:
• gut ausgebautes berufliches Netz-
werk
• familiäre Bindungen
• gute Gelegenheit zur Gründung
• hoher Freizeit- und Erholungswert in
der Region.

Vorausschauendes Standortmanage-
ment wird gut daran tun, die Bedeutung
von weichen Faktoren für die Firmen-
gründung – private Unterstützung, loka-
lisiertes soziales Netz – zu berücksichti-
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gen und zu pflegen (Thierstein et al.,
2002) [7].

4.2 Regionale Innovations- und
Produktionssysteme im Kontext
europäischer Metropolregionen
Regionale Innovations- und Produktions-
systeme (RIPS) sind Raumausschnitte,
die eine spezialisierte, auf den Ex-
port ausgerichtete Produktionsstruktur in
Form von mehreren kleineren oder grös-
seren Firmen aufweist. Die Speziali-
sierung, der exportbedingte Druck zu
Wettbewerbsfähigkeit und die mehrbe-
triebliche Struktur begünstigt das Auftre-
ten positiver Externalitäten, wie eines
regionalen Arbeitsmarktes, Zuliefer-Ab-
nehmer-Beziehungen, Informationsflüsse
und erhöhte Innovationsfähigkeit. Posi-
tive monetäre und nicht-monetäre Exter-
nalitäten werden dank zwischenbetrieb-
licher Prozesse – insbesondere dank ter-
ritorial verankerter Innovations- und
Lernprozesse sowie der Bildung innova-
tiver Cluster – verstärkt. Eine erste, ab-
geschlossene Untersuchung hat den Zu-
sammenhang zwischen dem seit 1975
angestiegenen Aussenwert des Schwei-
zer Frankens und der Entwicklung von
regionalen Produktionssystemen des
Landes analysiert (Crevoisier et al.,
2001). Diese Arbeit hat eine empirische
und konzeptionelle Basis für weitere Stu-
dien gelegt, die sich unter dem Akronym
CAPRI zusammenfassen lassen: «Capi-
tal market processes and regional inno-
vation systems». Ausgehend von der
zentralen Frage «Wie beeinflussen Ka-
pitalmarktprozesse das Innovationssys-
tem und die Standortentscheidungen

von Unternehmen in der Metropolregion
Zürich?» werden eine Reihe von Einzel-
fragen bearbeitet:
• Wie funktioniert das Innovationssys-
tem Zürich, und wie ist es strukturiert?
• Welche Ausdehnung und Funktionen
hat die Metropolregion Zürich? Dabei
wird zur räumlichen Abgrenzung das
Konzept der «Europäischen Metropolre-
gion» eingesetzt.
• Wie bilden sich die Veränderungen
im internationalen Finanzmarkt in der
Metropolregion Zürich ab?
• Welche Hightech-Cluster sind in der
Metropolregion Zürich lokalisiert, und
wie wird die räumliche Verankerung
von Wertschöpfungsketten und der
Wertschöpfungssysteme durch die Fi-
nanzierung beeinflusst?
• Welche Beziehungen bestehen zwi-
schen Finanzmarkt, Intermediären und
Unternehmen in der Metropolregion
Zürich?
• Welchen Einfluss haben Finanzinstitu-
tionen auf Standortentscheidungen in
der Metropolregion Zürich?

Ein nächstes Projekt befasst sich mit
der Liberalisierung öffentlicher Dienst-
leistungen und ihrer räumlichen Auswir-
kung auf regionale Produktionssysteme
im Alpenraum der Schweiz (Thierstein,
Abegg, 2001). Dabei wird von folgen-
den Hypothesen ausgegangen:
• Die Liberalisierung der Märkte öffent-
licher Dienstleistungen führt zu einer Zu-
nahme der wirtschaftlichen Konzentra-
tion und der räumlichen Disparitäten.
• Einzelne, meist geringfügige Verän-
derungen in den verschiedenen Berei-
chen des Service Public können sich zu

regionalen Summeneffekten akkumulie-
ren, die über den reinen Arbeitsplatzab-
bau hinausgehen.
• Das Angebot öffentlicher Dienstleis-
tungen wird dadurch zu einem Engpass-
faktor in lokalisierten Produktions- und
Dienstleistungssystemen – vor allem in
peripheren und Alpenregionen.

Die Studie will dabei für einzelne Fall-
studienregionen zeigen, welcher raum-
entwicklungspolitischer Handlungsbe-
darf entsteht und welche Handlungsop-
tionen sich in Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteu-
ren erarbeiten lassen.

4.3 Nachhaltige Raum- 
und Stadtentwicklung
Das globale Konzept der nachhaltigen
Entwicklung kann im regionalen und lo-
kalen Kontext «auf die Füsse kommen»,
wenn den drei bekannten Dimensionen
der ökologischen, ökonomischen und
sozial-kulturellen Welt zwei zusätzliche
Dimensionen mit an die Hand gegeben
werden: das politische Entscheidungs-
system und das Wertesystem (Thierstein,
Walser, 2000). Nachhaltige Entwick-
lung im urbanen Raummassstab muss
sich bewusst sein, dass eine Stadt ein
komplexes Gebilde ist, das man als «Ex-
ternalitäten-Organismus» bezeichnen
kann. Urbane Nachhaltigkeit bedeutet
nicht Abkopplung, Isolation oder Verin-
selung gegenüber globalen Prozessen.
Vielmehr liegt die Herausforderung
darin, global-lokale Beziehungen auf-
zubauen und die Entwicklung eines 
Bewusstseins der «Glokalität» voranzu-
bringen, die ihrerseits im Ergebnis zu
nachhaltigerem Verhalten führen. Ge-
genstand der Untersuchung ist das ehe-
malige Zürcher «Industriequartier», das
sich umstrukturiert und als «Zürich
West» zu einem dynamischen und tren-
digen Quartier mutiert (Glanzmann,
Thierstein, 2002) [8].

4.4 Raumordnungs- und Regional-
politik im Kontext der internationalen
Wirtschaftsentwicklung
Im vierten Forschungsfeld befasst sich
der Fachbereich Raumordnung mit fol-
genden Argumentationslinien: Erstens
verdeutlichen funktional ausgerichtete
regionale Innovations- und Produktions-
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systeme, dass der Problemraum sich im-
mer weniger deckt mit dem Handlungs-
raum der öffentlichen Hand. Zweitens
deuten die Stichworte wirkungsorien-
tierte Verwaltungsführung oder neue
Steuerungsmodelle darauf hin, dass die
Politik sich von der Inputsteuerung ab-
und zur Wirkungsorientierung hin wen-
det. Das Prinzip «Führen mit Leistungs-
auftrag und Globalbudget» hat eine Ver-
vielfachung von öffentlichen und priva-
ten Akteuren zur Folge. Verknüpft man
beide Argumentationsstränge mit dem
dreistufigen Staatsaufbau der Schweiz,
dann stehen grosse analytische und ge-
stalterische Aufgaben an: Erstens die
verbesserte Steuerung und Koordination
horizontaler und vertikaler Politik [9];
zweitens die trennschärfere Arbeitstei-
lung zwischen den staatspolitischen
Ebenen; drittens die Revitalisierung der
Raumordnungspolitik im Allgemeinen
und der «Politik für die Regionen» im
Speziellen.

5. Raumordnung und Raument-
wicklung als systemischer Prozess
Die räumliche Entwicklung ist ein Pro-
zess, der eine Vielzahl von Akteuren auf
unterschiedlichen räumlichen Ebenen
einschliesst. Zentral ist dabei die Er-
kenntnis, dass Politik hoheitlich-territo-
rial gebunden ist, während die Systeme
der überwiegend privaten Leistungser-
stellung meist funktional orientiert sind.
Hoheitliches und privates Handeln müs-
sen daher in ihrem wechselseitig be-
dingten, funktionalen Wirkungsgefüge
gesehen und analysiert werden. Die
wichtigen Trends der räumlichen Ent-
wicklung und die im Fachbereich
Raumordnung des ORL-Institutes bear-
beiteten Themenfelder verdeutlichen,
dass nur eine systemische Sichtweise
den Phänomenen der Raumentwicklung
gerecht werden kann.

Raumordnungspolitik in Europa war
lange Zeit auf das Prinzip des räumli-
chen und regionalen Ausgleichs ausge-
richtet. Seit einiger Zeit wird die kom-
plementäre Rolle des Wettbewerbsprin-
zip erkannt und zunehmend in die För-
der- und Entwicklungspolitik eingebaut.
Unbestritten bleibt – und in vielen natio-
nalen Verfassungen festgehalten – der

politische Wille, eine Balance in der
räumlichen Entwicklung zwischen Wett-
bewerbsprinzip und räumlicher Kohä-
sion zu erhalten. Figur 2 zeigt schema-
tisch, dass Raumordnungs- und Raum-
entwicklungspolitik konzeptionell in ei-
nem ergänzenden und nicht in einem
substitutiven Verhältnis zueinander ste-
hen. Der Handlungsraum der beiden 
Politikbereiche wird mit zwei Achsen
aufgespannt, welche traditionelle ord-
nungspolitische Diskussionslinien abbil-
den. Im Handlungsraum eingebettet be-
findet sich eine Auswahl von aktuellen
Handlungs- und Reformstrategien für die
räumliche Entwicklung; die Darstellung
erhebt jedoch keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit.

Leistungsfähige, glaubwürdige Politik
für die räumliche Entwicklung kennt kein
einfaches Erfolgsrezept. Dennoch las-
sen sich die Erkenntnisse aus diesem Ar-
tikel auf einen formalen Nenner brin-
gen:

Zukunftsfähige Raumentwicklung =
Wollen x Können + lokaler Kontext

«Wollen» bedeutet die Erkenntnis bei
öffentlichen und privaten Akteuren, dass
Raumentwicklung in enger Zusammen-
arbeit und Abstimmung erfolgen muss.
Dies bedeutet für beide Seiten, ihren
spezifischen Gestaltungsbeitrag zwi-
schen Steuerungsfähigkeit (Wirkungshe-
bel) und Steuerungsmöglichkeit (Kompe-
tenz) zu erkennen. Diese Haltung grenzt
die Vorstellung von Machbarkeit und
Planbarkeit ein, bedeutet aber keinen
Ausverkauf intelligent-kreativer Politik.
Raumordnungs- und Raumentwicklungs-
politik weisen als Querschnittsbetrach-

tung eine gemischte Leistungsbilanz auf.
Verbesserungspotenzial liegt in der
wirksamen horizontalen Koordination –
also zwischen Sachpolitiken sowie öf-
fentlichen und privaten Akteuren – und
in der vertikalen Koordination – das
heisst zwischen den staatspolitischen
Ebenen; ökonomische Anreize und wei-
che Koordinationsinstrumente stehen da-
bei im Vordergrund.

Guter Wille kann Berge versetzen,
aber auch den Blick verstellen für die
lauernden Gefahren. Wichtige raumre-
levante Sektoralpolitiken leiden unter
instrumenteller Schwäche und Vollzugs-
notständen – Verkehr, Energie, Infra-
strukturbereitstellung oder Landwirt-
schaft. Diese Defizite auf der Ebene der
Feinsteuerung des Verhaltens einzelner
Akteure können von der entsprechenden
Querschnittspolitik nicht geheilt oder
kompensiert werden. Überforderung
von ausserhalb und von innerhalb des
Politikbereiches führen rasch zu einer
Überlastung.

«Können» bedeutet, die systemische
Sicht von Raumordnungs- und Raum-
entwicklungspolitik durch integrales
«Standortmanagement» umzusetzen
(Thierstein, 1999). Die Management-
lehre hilft, relevante Handlungsebenen
zu erkennen, und daher können drei
miteinander verwobene Elemente unter-
schieden werden (Figur 3). Raumord-
nung und Raumentwicklung brauchen
eine nationale «Vision» oder Gesamt-
strategie über die Nutzungsvorstellun-
gen im urbanen und nicht-urbanen
Raum. Dazu muss Raumentwicklung als
systemischer Prozess verstanden wer-
den, der fachliche, politische und sozio-
kulturelle Kenntnisse einschliesst; eine
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kompetente, möglichst international ab-
gestimmte Raumbeobachtung liefert
dazu die analytisch-prospektiven Hand-
lungsgrundlagen. Auf der Vision auf-
bauend sind Strategien zu entwickeln,
das heisst, es werden Leistungsprozesse
zu zentralen Stossrichtungen einzelner
Räume und Standortregionen model-
liert. Dazu gehört zum Beispiel die
Überlegung, welche Vorgehensweisen
zu wählen sind, um in der Schweiz le-
benswerte und lebensfähige Agglome-
rationen zu entwickeln. Schliesslich sind
auf der dritten Ebene die eigentlichen
operativen Leistungssysteme zu erarbei-
ten. Gemeint sind die konkreten Leis-
tungsangebote bzw. Massnahmen von
öffentlicher Hand und privater Seite, da-
mit die Strategien – zum Beispiel der ur-
banen Entwicklung oder der Labelregio-
nen – sich wirkungsvoll umsetzen las-
sen.

«Lokaler Kontext» bedeutet vor allem,
dass integriertes Standortmanagement
nicht bloss ein Top-down-Ansatz ist, son-
dern wesentlich vom Bottom-up-Prinzip
lebt. Standortmanagement benötigt die
Vielfalt lokalen Wissens und lokaler Er-
fahrung über das System «räumliche
Entwicklung», über die politisch gewoll-
ten Ziele und über die Wege und Mög-
lichkeiten, dorthin zu gelangen. Mit an-
deren Worten sind Systemwissen, Ziel-
wissen und Transformationswissen kom-
biniert gefragt. Dieses Wissen und
diese Erfahrung sind lokal vorhanden
und zu mobilisieren, also von unten
nach oben zu verdichten und zu ver-
allgemeinern. Raumentwicklungspolitik

und Standortmanagement verbinden
letztlich gleichberechtigt sowohl analy-
tisch-deduktive als auch gestalterisch-
induktive Erkenntniszugänge.

Anmerkungen

Dieser Beitrag ist eine überarbeitete Version
der Einführungsvorlesung des Autors an der
ETH Zürich vom 19. Juni 2001.
[1] Siehe URL: http://www.gza.ch
[2] Der «Raum» heisst auf Französisch im ers-
ten Fall «espace», im zweiten «région».
[3] «Heronisierung» als Zusammenzug der
beiden Nachnamen HERzog und de Meu-
rON, stellvertretend für die Inwertsetzung in-
ternational bekannter Architekten wie Frank
O. Gehry (Guggenheim Museum, Bilbao),
Rem Koolhaas (Prada, New York) oder Zaha
Hadid (Vitra, Weil am Rhein).
[4] Beispielsweise erlauben «Testplanungen»
einer grösseren Anzahl von Grundeigentü-
mern eine abgestimmte Nutzungsvorstellung
eines grösseren Perimeters zu entwickeln.
[5] Neue Zürcher Zeitung, 22. Mai 2001,
Nr. 117, S. 21. Diese Areale liegen in Bern
(Gurten), Wädenswil (Cardinal) und Zürich
(Hürlimann).
[6] Siehe URL: http://www.belalp.ch/unes-
co.html; http://www.biosphaere.ch/; http://
www.pronatura.ch/nationalpark2/brief.htm 
[7] Die Wichtigkeit sozialer Bindungen des
Gründers an seinen Herkunftsstandort wird
für Start-ups im Hightech-Sektor bestätigt in
Horan (2001).
[8] Siehe URL: http://www.nzz.ch/dos-
siers/2001/stadtentwicklung/2000.09.22-
zh-article6RAMA.html 
[9] Dazu zählt auch das unter Kapitel 3.4 be-
schriebene Thema «Regional Governance».
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